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Vergleich Geld- und Sachleistungen

Sollte man zur Unterstützung von Familien mit Kindern eher mehr Kindergeld, mehr steuerliche Vergünstigungen oder mehr Betreuungseinrichtungen für Kinder bereitstellen?
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Sollte man zur Unterstiitzung von Familien mit Kindern eher
mehr Kindergeld, mehr steuerliche Vergiinstigungen oder mehr
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ZEIT ONLINE, 22. April 2009
Wohin mit dem Geld? 

Von Christine Weißenborn und Alexandra Werdes

Ein Bonus für jedes Kind: Der Staat gibt den Bürgern erstmals Geld, um die Rezession zu bekämpfen. Doch was stellen die damit an? Fünf Familien berichten

Für Sabine Tischbier, 45, ist die Sache klar: Sie legt das Geld für ihre 14-jährige Tochter aufs Sparbuch. Was solle man auch sonst damit machen? Viel sei es ja nicht, sagt die alleinerziehende Mutter aus Hannover, die als Sozialpädagogin arbeitet. Die Idee, mit 100 Euro die Konjunktur ankurbeln zu wollen, hält sie für Unsinn. Sie glaubt vielmehr, dass die meisten Eltern das Geld anlegen werden - für bessere Zeiten.
Die Berlinerin Franziska Welzel, 28, freute sich, als sie vom staatlich verordneten Geldsegen hört. Ideen, wie man das Geld unter die Leute bringen könnte, kamen ihr sofort. Das Geld zu sparen - daran dachte sie nicht. "Das machen wir später", sagt die Biochemikerin, die erst seit kurzem wieder arbeitet. Tochter Lenja, 11 Monate, tobt derweil in der Kinderkrippe. Weltzel plant, ihr einen neuen Kindersitz zu kaufen, wenn der Bonus überwiesen ist. Vielleicht steckt sie das Geld aber auch in einen Urlaub. Oder in den anvisierten Neuwagen – einen Opel Zafira.

Die Hartz-IV-Empfängerin Marion Dietschmann, 52, aus Hanau befürchtet, dass ihr der Kinderbonus angerechnet wird, weil sie Sozialleistungen bezieht. Aber wenn die alleinerziehende Mutter die 100 Euro bekommt, weiß sie schon genau, was sie damit macht: "Damit würde ich mir und meiner Tochter mal ein gutes Essen gönnen oder shoppen gehen. 100 Euro sind nicht genug zum Anlegen, zu wenig für Anschaffungen, also wird es direkt ausgegeben".

Wäre ihr Sohn Anton älter, hätte sie mit der Kinderprämie eine Taschengelderhöhung finanziert, sagt Elisabeth Stefanescu-Weiß, 29. Doch der Nachwuchs zählt erst vier Monate. Deshalb seien die 100 Euro irgendwie Kinkerlitzchen, meint die Vollzeit-Mutter aus Düsseldorf. Schon der wöchentliche Einkauf bei Real verschlinge rund 70 Euro. "Und alles, wo Baby draufsteht, kostet eine mindestens dreistellig Summe, der Kinderbonus geht daher bei uns total unter". Allerdings stehen für den Filius in den nächsten Monaten einige Anschaffungen an, vom Kinderstall bis zum Kinderbett. 

Daher kann sie sich vorstellen, dass der Betrag letztlich in den Kauf eines Möbelstückes fließen wird. Der Kindsvater, Stefan Stefanescu, 34, gebürtiger Rumäne und Produktmanager bei Vodafone Deutschland, hat von dem staatlich verordneten Geldsegen noch nie gehört. Viel wichtiger als der einmalige Zuschuss erscheint der Kleinfamilie eh, dass das Kindergeld grundsätzlich um ein paar Euro angehoben wird. Auch kostenlose Kindergärten wären nicht schlecht.

Jessica und Stefan Verbeek, 34 und 38 Jahre alt, zögerten nicht lange, als der Kinderbonus auf dem Konto einlief. "Wir haben ganz spontan reagiert und uns von dem Geld ein gebrauchtes Klavier im Internet ersteigert". 3, 2, 1 – da waren die 100 Euro weg.

BANKTIP, 2. Mai 2009

Kinderbonus: Mehrheit investiert in Spielzeug
Die Mehrheit der Eltern in Deutschland möchte den Kinderbonus für Kinderkleidung und  Spielzeug ausgeben. Das ist das Ergebnis einer Umfrage des Spielwarenanbieters myToys.de. 

Dem Ergebnis der Umfrage zufolge gaben 57 Prozent aller Befragten an, Kinderbekleidung kaufen zu wollen. 45 Prozent entschieden sich für Spielzeug. Nur 24,5 Prozent aller Befragten wollen den Betrag auf die hohe Kante legen und sparen. 17 Prozent investieren den Bonus in Schulbedarf und knapp 15 Prozent in Bücher. Für den Urlaub wollen nur 11 Prozent aller Befragten den Kinderbonus verwenden. Mehrfachnennungen waren bei der Umfrage möglich.

Bundesfamilienministerium
Bevölkerung unterstützt den Ausbau der Betreuung 
Zahlreiche aktuelle Meinungsumfragen unterschiedlicher Institute belegen, dass ein Ausbau der Kinderbetreuung in der Bevölkerung auf eine breite Zustimmung stößt: Auf die Frage, wie sie eine Verdreifachung der Krippenplätze in den nächsten Jahren beurteilen, gaben 71 % der Befragten an, dies für richtig zu empfinden. 

Auch im Vergleich zu einer stärkeren Förderung von Familien durch eine Erhöhung des Kindergeldes und mehr steuerliche Vergünstigungen zeigt eine repräsentative Bevölkerungsumfrage, dass die Bereitstellung von mehr Betreuungsplätzen für Kinder als bedeutsamer eingestuft wird (sehe Grafik M 3).

Die Umfragen zeigen, dass die zentrale Aufgabe darin besteht, geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen damit Männer und Frauen Familien- und Berufsleben gemäß ihren Lebensvorstellungen miteinander verbinden können. Von einem Ausbau der Kinderbetreuung erwarten die Befragten vor allem eine bessere Vereinbarkeit – dabei gibt es keinen Unterschied zwischen den Antworten der Gesamtbevölkerung und Eltern unter 45 Jahren. Die Antworten zeigen, dass eine Steigerung der Erwerbstätigkeit von Müttern erwartet wird. Ein Zusammenhang zwischen Kinderwunsch und dem Ausbau der Betreuung ist für rund ein Drittel der Befragten erkennbar. 

RENTER BLICKER, 17. Mai 2009
Zu zweit, zu dritt, zu viert...

Klar ist, dass man sich um Kinder rund um die Uhr kümmern muss und deshalb in der ersten Zeit nicht arbeiten gehen kann. Aber wenn man nicht arbeitet, zahlt man dann auch nichts in die Rentenkasse ein?

Kindererziehungszeiten erhöhen die Rente

Bestimmte Zeiten, in denen sich Männer oder Frauen um die Kinder kümmern, zählen auch für die Rentenversicherung. Sie erhöhen die spätere Rente. Kindererziehungszeiten können auch zwischen Mutter und Vater aufgeteilt werden. Wer mehr dazu wissen möchte, sollte sich an eine Auskunfts- und  Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung wenden.
Wie lange dauert die Kindererziehungszeit?

Der Staat zahlt für die Erziehung und Betreuung des Kindes Rentenbeiträge in die gesetzliche Rentenversicherung ein. Und zwar für die ersten drei Jahre nach der Geburt jedes Kindes, das seit dem 1. Januar 1992 geboren wurde (oder für ein Jahr bei früher geborenen Kindern). Ein Jahr Kindererziehung steigert derzeit die Rente in den alten Bundesländern monatlich um rund 26 Euro und in den neuen Bundesländern um rund 23 Euro.
Wer kann die Kindererziehungszeit beantragen?

Die Kindererziehungszeit kann nur derjenige beantragen, der sich hauptsächlich um das Kind kümmert. In der Regel ist das die Mutter oder der Vater. Aber auch Adoptiv-, Stief- oder Pflegeeltern können diese Zeit beantragen und bekommen sie dann auf ihre Rente angerechnet.

Kinder erziehen und nebenbei arbeiten gehen

Viele Mütter oder Väter wollen nur eine kurze Babypause machen und dann wieder in den Job zurückkehren. Das lohnt sich auch mit Blick auf die Rente: Die Rentenansprüche, die man während der drei Jahre Kindererziehungszeit erwirbt, gehen auch dann nicht verloren, wenn man vor Ablauf dieser Zeit wieder anfängt zu arbeiten. Ganz im Gegenteil: Bis zu einer bestimmten Höhe werden die Rentenansprüche aus der Kindererziehungszeit nämlich zu denen aus dem Job hinzugezählt.
FOCUS ONLINE, 19.Januar 2008
Rentensystem schützt nicht vor Altersarmut

jba/Reuters/AP

Die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung prophezeit Deutschland mittelfristig einen massiven Anstieg der Altersarmut. Vor allem heutige Geringverdiener seien bedroht. OECD: Deutschland fehlt eine automatische Altersabsicherung

Das deutsche Rentensystem sei nicht ausreichend dagegen gewappnet, sagte die OECD-Rentenexpertin Monika Queisser der „Frankfurter Rundschau“ vom Samstag. Derzeit sei die Lage noch solide und die Armutsquote von Ruheständlern vergleichsweise niedrig. Dies werde sich jedoch in 30 bis 40 Jahren ändern. Künftig sehe es weniger gut aus um die Versorgung von Geringverdienern und der wachsenden Zahl von Menschen, die nicht durchgehend Rentenbeiträge gezahlt hätten. Für diese Gruppe fehle „in Deutschland eine automatische Altersabsicherung“.

Die OECD-Expertin empfiehlt der Bundesregierung daher, sich am Vorbild der Schweiz zu orientieren. Das eidgenössische Drei-Säulen-Modell von staatlicher Sockelrente sowie einer Pflicht zur zusätzlichen betrieblichen und privaten Altersvorsorge habe den Vorteil, dass es alle Bürger nach ihrer Leistungsfähigkeit einbeziehe. Zudem werde die Abhängigkeit von sozialpflichtiger Beschäftigung vermindert.

Auch der Paritätische Wohlfahrtsverband erwartet in den nächsten Jahren eine deutliche Zunahme der Altersarmut in Deutschland. „Gerade vor dem Hintergrund sinkender gesetzlicher Rentenniveaus müssen wir davon ausgehen, dass es in Deutschland im Jahr 2020/2030 eine Altersarmut von zehn Prozent oder mehr geben wird“, sagte Hauptgeschäftsführer Ulrich Schneider der „Berliner Zeitung“. Derzeit liege der Anteil der Menschen, die im Rentenalter von Grundsicherung lebten müssen, bei rund 2,5 Prozent. Der generelle Trend sei nicht aufzuhalten, er könne allenfalls in seiner Intensität gemildert werden.
Das Portal WirtschaftsWoche, 28. August 2008 (modifiziert) 

Genug Umverteilung in den Sozialsystemen. 


Experten lehnen Kinderbonus ab.

Der geplante Kinderbonus in der Alterssicherung ist nach Auffassung führender Rentenexperten ordnungspolitisch verfehlt und wird sein Ziel nicht ereichen.

BERLIN. Im Handelsblatt äußern der Wirtschaftsweise Bert Rürup, der Finanzwissenschaftler Bernd Raffelhüschen, der Mannheimer Demographie-Forscher Axel Börsch-Supan und der Forschungsdirektor des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), Gert Wagner, erhebliche Vorbehalte gegen das Vorhaben, für jedes ab 2007 geborene Kind den Rentenbeitrag aus Steuermitteln um 50 Euro zu ermäßigen. 
   

"Durch das Konzept werden die Erziehungsleistungen von Beamten, Selbstständigen und Sozialhilfeempfängern diskriminiert, die keine Rentenversicherungsbeiträge bezahlen", monierte Rürup. Raffelhüschen warnte im Handelsblatt: "Wir haben genug Umverteilung in den Sozialsystemen. Das sollten wir nicht noch ausbauen."

Nach Auffassung von Börsch-Supan verstoßen die Pläne gegen das Äquivalenzprinzip von Beitrag und Leistungen in der Rentenversicherung: "Damit begeben wir uns auf eine schiefe Ebene."

Sämtliche Professoren sprechen sich grundsätzlich für eine stärkere Familienförderung aus. Sie halten jedoch den Kinderbonus in der Rentenversicherung für den falschen Weg. "Nach allem, was wir weltweit wissen, spielen Sozialtransfers kaum eine Rolle für die Entscheidung, Kinder zu bekommen", sagte DIW-Direktor Wagner.

Entscheidend sei vielmehr eine bessere Kinderbetreuung und die Verringerung der ökonomischen Unsicherheit. "Alle Länder, in denen die Kinderzahlen wieder deutlich ansteigen, arbeiten weniger mit monetären Hilfen, sondern schaffen eine Infrastruktur, die die Erwerbstätigkeit und Kindererziehung vereinbar macht", argumentierte auch Franz Ruland, der Chef des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR).



           

Durch die Anerkennung von Erziehungszeiten gebe es "bereits jetzt ausreichend differenzierte Leistungen", sagte Ruland. Der Kinderbonus wird nach Berechnungen des Handelsblatts in der Endstufe jährlich zwischen 4,2 und 5 Milliarden Euro kosten. Die von der Union zur Finanzierung angekündigte Abschaffung der Eigenheimzulage bringe dem Bund hingegen maximal 2,5 Milliarden Euro.
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